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den, ben Mittheiler zu nennen, viel weniger
darüber zur Rechenschaft gezogen werden: in-
dessen fodert er Verweisung an eine Commis-
sion, weil die Frage, im aligemeinen genom-
men, Untersuchung verdient, wegen der genanen
Verbindung in welcher sie mir den persönlichen
Rechten der Mitglieder beider Räthe sieht.

Kühn sagt: er verwundre sich sehr über die
in der Botschaft siehende Aeußerung des Voll-
ziehungsdirekroriums: daß ihm die Entdeckung
desjenigen, der diesen Brief den Herausgebern
des neuen helvetischen Tagblattes zugestell' ha-^

be, eben so sehr am Herzen liege, als die Wohl-
fahrt des Vaterlandes. Entweder müsse das
Vollziehungsdirektoriuni die Wichtigkeit des ihm
durch Bekanntmachung dieses Briefs in der
öffentlichen Mejn-mg geleisteten Dienstes nicht
kennen, oder es müsse demselben wenig an der
Wohlfahrt Helveticas Kriegen seyn; er glaube
das ersire, und wolle also bemerken, daß die

in dem gedachten Briefe enthaltene Aeusserung
des fränkischen Ministers der auswärtigen An-
gelegenheiten, das Vollziehungsdirektorium von
seiner Responsabilität wegen der gegen den be-

stimmten Buchstaben des Gesetzes laufenden
Nichtloslassung einiger Geiseln in den Augen
des Publikums sowohl, als seiner konsiicutie-
nellen Richter befreie, daß also das Direkte-
rium, weit entfernt, sich über diese Bekannt-
n-achuug zu beschweren, sich vielmehr zu der-

selben Glück wünschen sollte.
Was denn die von dein Vollziehungsdirekto-

rium vorgelegte Frage an und für sich betreffe,
so seie es freilich dießmal noch nicht um die

Untersuchung, ob die Bürger Usieri und Cscher

schuldig seien, den Einsender dieses Briefs zcr

nennen, sondern blos um die Frage zu thun:
wer, bei ihrer Weigerung, denselben anzuzeigen,

ihr konstitutioneller Richter sei? Nichts desto-

weniger scheine ihm jene Frage so wichtig fur
die Aufrechthaltung der Rechte des Volkes,
und für die Forschritte zu veredelter» Begnf-
sen, daß er sich nicht enthalten könne, auch über

dieselbe sein Glaubensbekenntnis' öffentlich ab-

zulegen.
Nach seinein Bedünken bestehe die Presifrei-

Keit in dem Reckt, seine (ode? anderer) Gedan-

ken öffentlich bekannt zu machen, in sosern

dieses den Rechten eines dritten (er woge seyn,

wer er wolle : moralische oder physische Person),

uich: schade. Der Staat, oder wenn man lie-

8

ber wolle, die Republik, oder das Vollz. Dl-
rektorium, habe also imr dann das Recht, die
Bekanntmach»',.; einer Schrift rechtlich zu ahn-
den, wen» dieselbe ei i Gtaatsgeheimniß aus-
machte, das ist, wenn durch ihre Bekanntm-u
chimg das Inter-sse uad die Wohlfahrt der Re<

pubiik auf irgend eine Art verlezt werden.
Nun frage er: cb durch diejenige dieses Briefs
die Harmonie zwischen fränkischen und der
helo. Regierung, oder die Wohlrahrt der Re-
publik, oder die Rechte des Völlz. Direktoriums
Einkrag c> litten baden? Er wenigstens glaube
nichts von allem dem! Er feie überzeugt, daß

keine von den obigen Grundsätzen des reine»
Rechts ausgehende Regierung, wie die der

fränkischen Republik, weit entfernt, den Schleier
des Geheimnisses über irgend eine, die Rechn
der Freiheit einzelner Bürger intercssirende Neri
fügung zu werfen, vielmehr wünschen müsse,
daß die Beweggründe ihrer Handlungen in die-

ser Rüksicht öffentlich bekannt gemacht werden.

(Die Fortsetzung folgt.)

Einige Bemerkungen über die Form
des gegen die Züricher-Interims:
Regierung aus Auftrag des heb
vetischen Direktoriums angchob:
nen Prozesses.

So viel man aus den mit den einzelnen Gü'e-
der» der Interims - Regierung aufgenommenen
PracoqnitìonS - Verhören schließen kann, beruh!

der Prozeß, welcher gegen sie vor dem Kam
tonsgerichl durch den öffentlichen Ankläger ge
führt werden soll, wesentlich auf dem Aufge-
bot eines Piquet-Bataillons von hiesiger Land-

Miliz, welches in cngisschem Sold, und nnttl
den Befehlen der k. k. Generalität gestanden;^
mithin auf einem Beschluß der Interims-M
gierung, welcher von ihr collectiv, und b

viel ich weiß, einmüthig genommen word«
ist. Wie kann nun «in Prozeß über dia

sen oder jeden andern gemeinschaftlichen Akt»-

der Interims-Regierung wenigstens in Abst^
auf die Form zwetinäßig eingeleitet und P»

führt werden?
Freilich legte man den Gliedern der Pw»

rimS, Regierung im Präcognitionsvechör bit



^ Il
«was verfängliche Frage vor: » ob sie sich ver-

„ pflichtet glauben, der kelvetischen Nation über

» ihre Verwaltung Rechenschaft abzulegen? —
Und ihr gutes Gewissen vermochte sie, dieselbe
fast einmüthig, jedoch unter einigen Restriktiv-
nen mit Ja zu beantworten. — Indessen schließt
eine so treuherzige Bejahung, welche jeder mit
dem Prozeß beschäftigten Stelle oder öffenkii-
chen Person ein ähnliches Benehmen zur ge-
doppelt heiligen Pflicht macht, weder die Frage
der Verantwortlichkeit überhaupt, auf^
welche sich zum Theil die erwähnten Restriktiv-
nen bezogen, noch auch diejenige der Form,
unter welcher man allenfalls diese Rechenschaft
fodcrn könne, und auf welche ebenfalls durch
die beigefügten Restriktionen gedeutet wurde,
aus. — Ich lasse für einmal die Frage über die
Verantwortlichkeit selbst ganz bei Seite, und
begnüge mich bloß, einige Bemerkungen in
Absicht auf die Form zu machen.

Für das, was eine öffentliche Stelle oder
moralische Person die aus mehrern Individuen
besteht, als solche collectiv gethan hat, kann
sie vernünftiger Weise nur collective Rechen-
schaft ablegen. Gemeinschaftlich wurde ein Be-
schluß genommen, gemeinschaftlich soll er auch
verantwortet werden. — Ich ließ mich seiner
Zeit durch eine Masse von Gründen, die ich
eben nicht verpflichtet gewesen bin, pünktlich
im Gedächtniß zu behalten, bewegen, zu einem
Beschluß zu stehen; derjenige, welcher mich
darüber rechtlich zur Verantwortung zie-
hen will, ist also schuldig, mir alle Mittel an
die Hand zu geben, meine damaligen Be-
weggründe vollzählig und bestimmt anzuführen.
Mangelt zufälliger Weise auch nur ein ein-
jiger, so fehlt ihm eine wesentliche Angabe um
meine Handlung richtig zu beurtheilen, und gehl
er so weit, mir in einer ohnehin so delikaten
Angelegenheit irgend ein Subsidium juris von
freien Stücken zu entziehen, so handelt er
im höchsten Grad ungerecht. — Gesezt, ich
verantworte mich aus diesem oder jenem Grund,
(entweder weil ich von Natur schüchtern bin,
oder weil mir die nöthigen Aktenstücke abgehen,
und m.r das Geschäft in allen seinen Bezie-
hungen nicht mehr gegenwärtig ist, oder weil
A nicht genug Leichtigkeit habe, meine Gründe
^ss'dlich und aus dem Stegreif bestimmt und
vollständig anzuführen,) schlecht und unvoll-

ständig, — bin ich deßwegen strafbarer als eln
andrer, der sich aufs beste vertheidigt, oder
soll etwa gar meine schlechtere Verantwortung
noch die bessere meiner Kollegen schwächen?
Unmöglich, das wäre ja auf Gefahr gehandelt.

Die Frage bleibt immer die : was für Gründe
determinierten das ganze Collegium, welches
die moralische Person ausmacht, im Augcnbiik
der Handlung selbst? Es ist auffallend, daß
diese damals in Masse auf dasselbe wirken
ffonnten, wenn gleich jedes einzelne Mitglied
sie jezt nicht mehr bestimmt anzuführen und
herzuzählen weiß. Der Richter ist mithin ver-
bunden, das Collegium oder die moralisch«
Person, so viel an ihm liegt, in die nemliche
Lag« zu versetzen, und auf den gleichen Stand-
punkt zurükzuführen, in welchem sie die Hand-
lung, über welche man Rechenschaft fodert,
begangen hat. Hemmt er durch seine Schuld
die Gemeinschaft derjenigen Personen, welche
den Beschluß gemeinschaftlich abgefaßt, und
durch ihre Gründe gegenseitig auf einander ge-
wirkt haben, so entzieht er ihnen eigenmächtig
ein Rechtsmittel, das man ihnen zu ihrer Ver-
theidigung nicht versagen kann. — Aus allem
diesem folgt von selbst, was ich gleich Anfangs
gesagt habe, und was freilich schon in der
Natur der Sache selbst liegt, daß ucmlich eine
moralische Person, die aus mehreren Indivis
duen besieht, für das, was sie als solche ge-
than hat, nicht zerstückelt oder vereinzelt zur
Verantwortung gezogen werden kann. — All«
Individua, die zu einem gemeinschaftlichen
Beschluß Hand geboten haben, sind in dieser
Rnkstcht entweder gleich schuldig oder gleich
unschuldig, mithin müssen ihnen auch die glei-
chen, und zwar gemeinschaftlichen Mittel zu
ihrer Vertheidigung gegeben, und am Ende auch
das gleiche Urtheil gegen sie gefällt werden.

Nun entstellt die Frage: was für eine Rechts-
form kann am schiklichsten auf den vorliegenden
Fall angewentt werden? — Ei nun, wird man
antworten, was für eine andere, als die in-
quisitorische? — Dem bloßen Anschein nach

zu urtheilen, sollte man freilich so denken; denn
wenn es um ein Vergehe» zu thun ist, so glaubt
man nicht anders, als inquisitorisch verfahren
zu können. Allein, wenn man die Sache et-
was näher untersucht, so dürfte hier leicht eine

Ausnahme statt finden. — Ich frage nämlich:



!-

warum ist es wesentlich bei jedem Informativ-
Prozeß zu thun? — und antworte: i) um Con-
statirung der That, 2) um Ausmittluug des
Thäters, und 3) um Aussindigmachung der
gravierenden oder entschuldigenden Umstände,
unter welchen die That begangen ist. — In
dieser dreifachen Rüksicht ist es nothwendig,
theils mit dem Thäter selbst, theils mit andern
Personen, welche nähere Wissenschaft von der
Sache haben können, Verhöre aufzunehmen,
und allenfalls auch Confrontationcn zwischen
ihnen vorgehen zu lassen, um der Wahrheit
so nahe wie möglich z» kommen. Wir wollen
nun sehen, ob diese Verfahrungsart auf den
gegenwärtigen Fall passe? — Ich behaupte,
nein! Meine Gründe sind folgende: 1) Die
Handlung ist aus dein Protokoll und den übri-
gen Aktenstücken der Interimsregierung mit al-
len Umständen vollkommen und hinlänglich kon-
siatirt. — 2) Der Thater ist durch die aufge-
nommenen Prâcognitionsverhôre unwidersprech-
lich ausgemittelt, und niemand anders, als
diejenigen Mitglieder der Interimsregierung,
welche bei Abfassung des mehrcrwahuten Be-
Schlusses gegenwärtig gewesen stnb. — Es wäre
folglich 3) nur noch um Aussindigmachung der

gravierenden oder entschuldigenden Umstände,
unter denen der Beschluß abgefaßt worden ist,

zu thun. — Allein bereits habe ich bemerkt,
daß diese Umstände schon vollständig 'in den

Regierungsakten liegen, aus denen allein sie

gesmöpft, und so, wie sie gravierend oder ent-
schuldigend sind, nur zusammengestellt werden
dürfen -- Man wird mir vielleicht einwenden,
gerade um das xic> m co-nra gehörig abzu-

wiegen, und zu werthe», seyen Verhöre, und
allenfalls auch noch Confrontations» erfoder-
lich. Zugegeben, sobald es darum zu thun ist,

ausfindig zu machen, in wie fern der Eine
oder Andere mehr oder weniger Antheil und

Schuld an einem Vergehen habe. Daß dieß

aber hier keineswegs der Fall sey, erhellet
deutlich aus dem oben Gesagten, wo zur Ge-
nüge gezeigt worden ist, daß jedes Glied der

Interimsreoierung, welches seine Zustimmung
zum Beschluß, als e uer kollektiven Handlung,
bei welcher Anion und Reaktion der Mitgiie-
der unter einander statt fand, — gegeben,
gleiche Schuld wie alle andere habe, und kei-

»es mehrere Schuld als das andere haben
könne. Nach allem diesem ergiebt sich also

t0

klar, daß der Informativprozeß hier be-
rcits vollständig ist, und daß es folglich dabei
überall keiner Inquisition bedarf. Sollte man
mir erwg einwenden, einige, im.Präcognitions-
Verhör sonst ülftrfiussige Fragen seyen eben so

viel Winke zu genauer persönlicher Inquisition;
so erwiedere ick), dieß beweise nichts anders,
als daß man schon im Pcäcognitionsverhör ge-
fehlt habe; keineswegs aber, daß, weil man
einmal gefehlt habe, man nun auch wieder
besseres Wissen weiter fort fehlen müsse. Es ist

mithin ausser allem Zweifel, daß zu gänzlicher
Vollführung des Prozesses nichts weiter, als
die förmliche Klage und Vertheidigung
mangle. Die Abfassung von jener ist nach An-
ieitung der Constitution vom Direktorium dem
öffentlichen Ankläger aufgetragen worden; diese
steht den Mitgliedern der Interimsregierung,
und zwar, wie ich schon oben gesagt habe,
kollektive zu, weil sie ebenfalls kollektiv
gehandelt haben, als sie den ofterwähnten Be-
schluß nahmen.

Mich dünkt nun, die Pflicht des Kantons-
Gerichts als constitutionellen Richters, (in so

fern er sich je mit einem Prozeß, wegen des-
sen R echtm aßig keit überhaupt ich das Mehs
rere in der Untersuchung über die Verantwort-
lichkeit der Interimsregierung nachholen werde,
befassen will) schränke sich ledigerdingen darauf
ein, die auf den Prozeß Bezug habenden Akten-
stücke sammeln, und aus dem Protokoll der

Interimsregierung ausziehen zu lassen", dieselben
nach eingenommener Kenntniß dem öffentlichen
Ankläger zu Abfassung seiner Klage zuzustellen,
hernach diese lezrere nebst den nöthigen Sub-
sidien den Mitgliedern ver Interimsregierung
zu schriftlicher und gemeinschaftlicher Be-
antwortung zu übergeben, und hierauf — vor-
behalten, daß es weiter keine Widersprüche
oder Dunkelheiten durch besondere Einsteigen
an die Glieder der Interimsregierung zu Heden

für nothwendig erachte, — auf die schriftlich
eingegebene Klage und Vertheidigung hin, ein

gesezmaßiges Urtheil zu fällen.

Großer Rath, 16. Okt. Ratifikation des

Verkaufs von 15 Nationalgülern un keman.

Senat, l(). Okt. Annahme des Be'chlup
ses über den Belagenmgs - Zustand der Get
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